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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung ersucht den federführenden 
Haushaltsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. nimmt zur Kenntnis, dass 53,76 Mrd. EUR an Mitteln für Verpflichtungen und 
52,58 Mrd. EUR an Mitteln für Zahlungen für die Landwirtschaft vorgesehen sind; 
fordert angesichts der Herausforderungen, denen sich der Agrar- und 
Lebensmittelsektor 2023 gegenübersah und die Auswirkungen nach sich ziehen, die 
auch 2024 weiterhin effizient bewältigt werden müssen, dennoch eine Aufstockung der 
Mittel; betont, dass Landwirte und Erzeuger stärker unterstützt werden müssen, 
insbesondere vor dem Hintergrund der Herausforderungen des Klimawandels und der 
Notwendigkeit, sich an technologische Entwicklungen und an Marktschwankungen im 
Zusammenhang mit dem Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine, der Inflation und 
der Energieversorgungskrise anzupassen, die tiefgreifende Auswirkungen auf den 
Binnenmarkt und insbesondere auf den Agrar- und Lebensmittelsektor haben; 

2. ist der Ansicht, dass eine Aufstockung der Haushaltsmittel erforderlich ist, um vor dem 
Hintergrund extremer Klimaereignisse wie lang anhaltender Dürren und eines 
grundlegend veränderten Niederschlagsregimes sowie angesichts der Störungen, die 
durch Agrareinfuhren aus der Ukraine verursacht wurden, die – wie die Aussetzung der 
Schwarzmeer-Getreide-Initiative vor Kurzem zeigte – durch eine hohe Volatilität 
gekennzeichnet sind, die Ernährungssicherheit zu gewährleisten; betont, dass diese 
Mittel aufgestockt, aber auch durch neue Mittel ergänzt werden müssen, die mit allen 
neuen Initiativen einhergehen müssen; hebt hervor, dass der Umfang dieses Haushalts 
in Relation zum BNE der EU gegenüber 2023 im Allgemeinen geringer ist und dass, 
selbst wenn der Haushalt 2024 2,7 Mrd. EUR über dem für 2023 vereinbarten Betrag 
liegt, die Aufstockung die hohen Inflationsraten nicht ausgleicht, die einerseits einen 
Verlust des wirtschaftlichen Werts der GAP-Subventionen und andererseits 
Schwierigkeiten bei der Umsetzung der Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen 
Raums nach sich gezogen haben;

3. weist auf die Entschließung des Parlaments mit dem Titel „Verstärkung des 
Mehrjährigen Finanzrahmens 2021-2027: ein für neue Herausforderungen geeigneter, 
resilienter EU-Haushaltsplan“ hin; fordert eine umgehende Überarbeitung des 
langfristigen EU-Haushaltsplans, um wirksamer auf den sich wandelnden Bedarf 
reagieren, Finanzierungslücken schließen, die Flexibilität und die Reaktionsfähigkeit 
auf Krisen erhöhen und neue Mittel für neue politische Prioritäten bereitstellen zu 
können, wobei gleichzeitig darauf zu achten ist, dass die Rückzahlung von Anleihen im 
Rahmen des Aufbauplans die EU-Programme nicht gefährdet; fordert die Kommission 
auf, so bald wie möglich einen Vorschlag für ein neues Bündel neuer Ressourcen 
vorzulegen;

4. bedauert die erheblichen Kürzungen bei wichtigen Haushaltslinien wie dem 
Schulprogramm (Kürzung um 12,2 % gegenüber 2021) und dem Programm für 
Junglandwirte (16,9 % gegenüber 2021) und fordert im Gegenteil eine Stärkung dieser 
Programme;
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5. betont den entscheidenden Stellenwert der Landwirtschaft bei der Verwirklichung der 
Ziele der Union in den Bereichen Ernährungssicherheit, nachhaltiges Wachstum, soziale 
Inklusion, Tierwohl sowie Anpassung an den Klimawandel und Eindämmung seiner 
Folgen, und hebt hervor, dass sie gleichzeitig zur Diversifizierung der 
landwirtschaftlichen Erzeugung, zur Erhaltung der biologischen Vielfalt und zur 
Entwicklung der lokalen Wirtschaft beiträgt, alles Ziele, die mit den Zielen für 
nachhaltige Entwicklung im Einklang stehen; fordert daher mit Nachdruck, dass der 
Agrarhaushalt nicht gekürzt wird, insbesondere angesichts der Tatsache, dass der 
Agrarsektor häufig von Krisen betroffen ist, die einer haushaltspolitischen Reaktion 
bedürfen;

6. stellt fest, dass neben der Gemeinsamen Agrarpolitik auch die Mittel der 
Kohäsionspolitik von erheblicher Bedeutung für die sozioökonomische Entwicklung 
ländlicher Gebiete sind; betont, dass Investitionen aus diesen Quellen zu einer 
Dynamisierung der Entwicklung ländlicher Gebiete führen und zur Erhöhung der 
Lebensqualität der Bewohner beitragen, Unternehmen und Unternehmertum 
unterstützen, die Lage auf dem Arbeitsmarkt verbessern und das Potenzial besitzen, die 
Abwanderung, insbesondere von Frauen und jungen Menschen, aus Gebieten mit einer 
geringen Bevölkerungsdichte zu hemmen;

7. betont, dass der Unionshaushalt 2024 mit der Zielsetzung der Union, bis spätestens 
2050 klimaneutral zu werden, sowie mit den internationalen Verpflichtungen der Union, 
insbesondere mit dem Übereinkommen von Paris und dem Kunmin-Montreal-
Abkommen, im Einklang stehen und in erheblichem Maße zur Umsetzung des 
europäischen Grünen Deals beitragen sollte;

8. fordert die Kommission auf, im Hinblick auf die Revision des Mehrjährigen 
Finanzrahmens und die Ausarbeitung eines mehrjährigen Finanzrahmens für den 
nächsten Programmplanungszeitraum eine Bewertung der zusätzlichen Mittel 
vorzunehmen, die erforderlich sind, um die Mitgliedstaaten bei der Durchführung von 
Maßnahmen zur Wiederherstellung der Natur zu unterstützen; fordert die Kommission 
ferner auf, auf der Grundlage dieser Bewertung die verfügbaren potenziellen Lösungen 
zu ermitteln und die Einrichtung eines dauerhaften und gesonderten 
Wiederherstellungsfonds vorzuschlagen;

9. weist auf die negativen Kaskadeneffekte des Angriffskriegs Russlands gegen die 
Ukraine auf die weltweite Ernährungssicherheit, die Erschwinglichkeit von 
Lebensmitteln, insbesondere in den Regionen der Welt, die in hohem Maße von 
Einfuhren von Grundnahrungsmitteln aus der Ukraine abhängig sind, auf die 
Rohstoffpreise und damit auf die Produktionskosten, auf das reibungslose Funktionieren 
des gesamten Agrar- und Lebensmittelsektors und auf die Stabilität der EU-
Agrarmärkte hin, da der Krieg Russlands gegen die Ukraine erhebliche Auswirkungen 
auf die Preise der für die landwirtschaftliche Erzeugung erforderlichen Ressourcen hatte 
und die Spekulation auf den Märkten für landwirtschaftliche Grunderzeugnisse verstärkt 
hat; bringt seine Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass dieser Konflikt unter anderem 
eine Störung der Lieferketten, eine eingeschränkte landwirtschaftliche Produktion und 
eine erhöhte Anfälligkeit für Nahrungsmittelkrisen in der Region zur Folge hat; 
bekräftigt, dass diese Probleme mithilfe einer verstärkten Unterstützung durch die EU 
dringend angegangen werden müssen, um den Zugang zu ausreichenden und 
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hochwertigen Nahrungsmitteln auf dem EU-Markt und insbesondere in den betroffenen 
Gebieten sicherzustellen; weist darauf hin, dass es dringend notwendig ist, für einen 
angemessenen Finanzrahmen auf EU-Ebene zu sorgen, um Landwirte, insbesondere 
kleine und mittlere Betriebe, dabei zu unterstützen, effizient zu wirtschaften, und um 
vor allem eine Verschärfung der Nahrungsmittelkrise und eine möglicherweise 
lückenhafte Ernährungssicherheit zu verhindern; betont, dass die Nahrungs- und 
Futtermittelsouveränität rasch an Bedeutung gewinnt; 

10. begrüßt die Tatsache, dass im Rahmen der Halbzeitüberprüfung des Mehrjährigen 
Finanzrahmens der Unterstützung der Ukraine über die Ukraine-Fazilität Vorrang 
eingeräumt wird, um im Zeitraum 2024 bis 2027 vorhersehbare finanzielle Mittel zur 
Unterstützung der Ukraine bereitzustellen; stellt gleichzeitig fest, dass der 
unkontrollierte Zustrom landwirtschaftlicher Produkte aus der Ukraine auf die 
Agrarmärkte in EU-Mitgliedstaaten in der Nähe des Konflikts die Märkte dieser Länder, 
insbesondere für Getreide, Ölsaaten und Beerenobst, destabilisiert hat; erkennt die 
Bemühungen der Kommission an, die anschließende Krise zu lösen, und fordert sie 
nachdrücklich auf, die Lage auf diesen Märkten kontinuierlich zu überwachen, damit sie 
erforderlichenfalls bereit wäre, unverzüglich neue Maßnahmen einzuführen; 

11. betont, wie wichtig die Krisenreserve ist, um außergewöhnliche Maßnahmen für 
Klimaereignisse und Marktstörungen zu finanzieren, und dass sie wiederholt genutzt 
wurde, um Landwirte in den Mitgliedstaaten zu unterstützen, die am stärksten von 
Marktstörungen betroffen sind, die durch den rechtswidrigen Krieg Russlands gegen die 
Ukraine verursacht wurden; betont, dass die im Jahr 2023 bisher angenommenen 
Maßnahmen teilweise durch die Agrarreserve 2024 abgedeckt werden und dass weitere 
Unterstützung erforderlich sein könnte, da das Schwarzmeer-Getreide-Abkommen nicht 
erneuert wurde, wodurch die Agrarmärkte und die Hafeninfrastruktur der angrenzenden 
EU-Mitgliedstaaten noch stärker unter Druck geraten; fordert die Kommission in 
diesem Zusammenhang auf, dringend finanzielle Alternativen zu der bereits in 
Anspruch genommenen Krisenreserve der GAP in Erwägung zu ziehen und gleichzeitig 
sicherzustellen, dass Direktzahlungen an Landwirte nicht beeinträchtigt werden; weist 
jedoch darauf hin, dass sich die Krisenreserve nur auf etwa 3 EUR pro Hektar 
landwirtschaftlicher Nutzfläche in der EU beläuft;

12. stellt fest, dass ein Teil des zur Ausfuhr bestimmten ukrainischen Getreides auf dem 
EU-Markt verbleibt, was erhebliche Verluste für die Landwirte in einigen 
Mitgliedstaaten nach sich zieht; fordert die Kommission auf, die Mittelzuweisungen für 
diese Länder aufzustocken, um zusätzliche Lagerkapazitäten in den Häfen zu schaffen 
und die lokale Infrastruktur zu unterstützen, damit sichergestellt ist, dass das 
ukrainische Getreide an seinen endgültigen Bestimmungsort gelangt;

13. weist darauf hin, dass unterhalb der Obergrenzen Spielräume sichergestellt werden 
müssen, die solide genug sind, um auf unvorhergesehene Umstände im Agrar- und 
Lebensmittelsektor reagieren zu können;

14. hebt hervor, dass die Inflation weitaus höher als der im MFR vorgesehene Deflator von 
2 % war, der den inflationsbedingten Wertverlust nicht ausgleichen wird; stellt fest, 
dass sich dieser Faktor auf die Kaufkraft der Verbraucher auswirkt und zusätzlichen 
Druck auf die Erzeuger auslöst und die Rentabilität der Tätigkeit von Landwirten, 



PE750.082v02-00 6/13 AD\1284679DE.docx

DE

insbesondere Klein- und Junglandwirten, die mit stetig steigenden Kosten konfrontiert 
sind, weiter belastet; weist darauf hin, dass dieser Sachverhalt bei der Ausarbeitung und 
Umsetzung der finanz- und wirtschaftspolitischen Maßnahmen der EU berücksichtigt 
werden muss; betont, dass der GAP-Haushalt im MFR 2021-2027 ohnehin eine 
geringere Finanzausstattung aufweist als im vorangegangenen Planungszeitraum und 
dass die hohe Inflation die für Landwirte in erster Linie im GAP-Haushalt verfügbaren 
Finanzmittel zusätzlich entwertet; betont, dass die im Rahmen der GAP gewährten 
Subventionen unattraktiv werden könnten, da die Anforderungen an die Landwirte 
immer komplexer werden und der finanzielle Nutzen schwindet; betont, dass bei der 
Überarbeitung des MFR all diese Schwachstellen behoben werden sollten;

15. hebt hervor, dass die GAP-Unterstützung in und zwischen den Mitgliedstaaten fair 
aufgeteilt werden muss, und fordert zusätzliche Unterstützung für die Mitgliedstaaten 
mit den geringsten Direktzahlungen, unter anderem durch eine Beschleunigung des 
Prozesses der Glättung der GAP-Unterstützung hin zum EU-Durchschnitt, um ihre 
Einkommen zu stabilisieren und ihre Fähigkeit, dem Inflationsdruck und den 
gestiegenen Betriebsmittelpreisen standzuhalten, zu stärken;

16. fordert zusätzliche Unterstützung für die Mitgliedstaaten, die von den Auswirkungen 
des Krieges Russlands gegen die Ukraine am stärksten betroffen sind; begründet diese 
Forderungen dadurch, dass die genannten Länder besonders anfällig gegenüber 
wirtschaftlichen Schwankungen sind und zusätzliche Unterstützung benötigen, um für 
die Stabilität, Resilienz und Nachhaltigkeit ihres Agrarsektors zu sorgen; schlägt 
konkrete Maßnahmen vor, beispielsweise eine Aufstockung der Mittel für 
Agrarsubventionen, einen leichteren Zugang zu Krediten und technische Unterstützung, 
um Landwirten dabei zu helfen, Risiken effizienter zu bewältigen, und um die Gefahr 
einer Verlagerung der landwirtschaftlichen Tätigkeiten aus den betreffenden Ländern in 
andere Länder innerhalb und außerhalb der EU zu vermeiden;

17. ist der Auffassung, dass die demografische Herausforderung der Bevölkerungsalterung 
in ländlichen Gebieten besonders besorgniserregend ist, und fordert die Kommission 
und die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass der Generationswechsel als Schlüssel 
für die soziale, wirtschaftliche und ökologische Nachhaltigkeit des ländlichen Raums 
und die Ernährungsautonomie der EU, die Zukunft der Landwirtschaft und das 
traditionelle Modell der bäuerlichen Familienbetriebe unter anderem im künftigen GAP-
Programmplanungszeitraum hohe Priorität hat; betont, dass gezielte Maßnahmen 
erforderlich sind, um Start-up-Unternehmen von Junglandwirten zu unterstützen und so 
deren Eintritt in die Landwirtschaft zu erleichtern, die Übernahme von 
landwirtschaftlichen Betrieben durch junge Menschen und Frauen zu erleichtern, da sie 
eine grundlegende Rolle bei der Aufrechterhaltung der wirtschaftlichen 
Widerstandsfähigkeit ländlicher Gebiete spielen, und gegen die Landflucht vorzugehen; 
fordert eine solidere Unterstützung und mehr Anreize in diese Richtung; fordert 
insbesondere Sofortmaßnahmen, um die Unterstützungsmaßnahmen für Junglandwirte 
zu verstärken, und betont, dass der Zugang zu Land und Krediten verbessert werden 
muss; weist darauf hin, dass die Unterstützung Maßnahmen zur Erleichterung der 
Übertragung von Eigentumsrechten umfassen sollte sowie insbesondere Unterstützung 
für junge Menschen, damit sie leichter Kredite aufnehmen können und schnell Zugang 
zu technischer Unterstützung und eine bessere Ausbildung erhalten, damit sie sich auf 
die besonderen Herausforderungen der Arbeit in der Landwirtschaft vorbereiten 
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können; unterstreicht ferner, dass ein kontinuierlicher Dialog mit Junglandwirten 
wichtig ist, um ihre Bedürfnisse und Erwartungen besser zu verstehen; fordert, die 
Ausbildungsprogramme für Junglandwirte zu verbessern, und fordert den Rat und die 
Kommission auf, die Unterstützung für Junglandwirte im Gesamthaushaltsplan 2024 
aufzustocken; 

18. stellt fest, dass in den Regionen ein zunehmender Bedarf an hoch qualifizierten jungen 
Fachkräften besteht, und fordert die Mitgliedstaaten auf, die erforderlichen Maßnahmen 
– einschließlich finanzieller Anreize – zu ergreifen, um jungen Menschen nahezulegen, 
ein Studium im Bereich Landwirtschaft aufzunehmen und um den Wissenstransfer von 
älteren Menschen an die jüngere Generation zu erleichtern;

19. begrüßt, dass die Kommission im MFR 2021-2027 eine Methode zur Verfolgung von 
Ausgaben im Zusammenhang mit der Gleichstellung der Geschlechter weiterentwickelt 
hat, wobei sich diese Methode mit der Politikgestaltung und der Mittelzuweisung und 
insbesondere mit der Vorlage einer detaillierteren Ex-post-Bewertung der 
geschlechtsspezifischen Auswirkungen und der Berichterstattung über das Volumen 
befasst; fordert die Kommission auf, die geschlechtsspezifischen Auswirkungen 
ganzheitlich zu bewerten und darauf hinzuarbeiten, dass alle relevanten Daten für die 
Nachverfolgung zur Verfügung stehen;

20. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Haushaltsmittel für die Konzeption 
und Umsetzung von Maßnahmen zur Bekämpfung des Geschlechtergefälles 
zuzuweisen; stellt fest, dass Unternehmerinnen im ländlichen Raum unbedingt ein 
förderliches Umfeld geboten werden muss, wozu auch rechtliche und politische 
Überlegungen angestellt werden müssen, um einen breiteren Zugang zu Informationen, 
Wissen und Kompetenzen zu bewirken, und dass der Zugang zu Finanzmitteln 
erleichtert werden muss, damit im ländlichen Raum mehr Arbeitsplätze geschaffen 
werden;

21. betont, dass Mechanismen für die Umverteilung von Einkommensstützung wichtig sind, 
um kleinere und mittlere landwirtschaftliche Betriebe zu unterstützen und eine faire und 
gerechte Verteilung von Unionsmitteln sicherzustellen, insbesondere Maßnahmen für 
Junglandwirte, die dem Klima- und Umweltschutz förderliche 
Landbewirtschaftungsmethoden anwenden; betont, dass kleine und mittlere Betriebe 
eine entscheidende Rolle bei der Gewährleistung der Ernährungssicherheit, dem Aufbau 
und der Entwicklung kurzer Lieferketten, dem Schutz der Umwelt und der 
Unterstützung der ländlichen Wirtschaft spielen; hebt die Notwendigkeit hervor, für 
eine angemessene finanzielle Unterstützung zu sorgen, um diesen Betrieben dabei zu 
helfen, widerstandsfähiger zu werden und sich auf den Einsatz neuer Technologien im 
Agrarsektor einzustellen, damit sie auf dem nationalen, europäischen und 
internationalen Markt wettbewerbsfähiger werden; fordert, dass jenen Projekten 
Vorrang eingeräumt wird, mit denen die Erhaltung bestehender Arbeitsplätze in der 
Landwirtschaft und die Schaffung von hochwertigen und mit angemessenen Rechten 
verbundenen Arbeitsplätzen sowie stabile und gerechte Löhne und angemessene 
Arbeitsbedingungen gefördert und gestärkt werden und mit denen Armut und soziale 
Ausgrenzung in ländlichen Gebieten wirksam und entschieden bekämpft werden;
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22. betont, dass Mittel zur Förderung der Entwicklung einer nachhaltigen 
Energieinfrastruktur in ländlichen Gebieten sichergestellt werden müssen, 
beispielsweise durch Investitionen in Biogasanlagen, die das Potenzial haben, die 
Energiearmut insbesondere in den am wenigsten entwickelten Gebieten einzudämmen;

23. betont, wie wichtig es ist, ausreichende Mittel für Forschung und Innovation im Agrar- 
und Lebensmittelsektor bereitzustellen, vor allem für die Entwicklung nachhaltiger 
landwirtschaftlicher Verfahren und insbesondere im Rahmen des Programms Horizont 
Europa und der Europäischen Innovationspartnerschaften, um sicherzustellen, dass 
Landwirte in diese Forschung einbezogen werden; weist erneut darauf hin, dass 
unbedingt dafür gesorgt werden muss, dass die Forschungsergebnisse rechtzeitig die 
Ebene der landwirtschaftlichen Betriebe erreichen, dass die Landwirte angemessen in 
ihrer Umsetzung geschult werden und dass diese Ergebnisse in zugängliche 
landwirtschaftliche Betriebsberatungsdienste umgesetzt werden, die den Landwirten 
aktualisierte und maßgeschneiderte Informationen zur Verfügung stellen; weist darauf 
hin, dass es wichtig ist, den Wissenstransfer an Landwirte und zwischen diesen zu 
erleichtern, insbesondere um nachhaltige Entwicklung und Wettbewerbsfähigkeit in der 
Landwirtschaft zu fördern; betont, dass stärkere landwirtschaftliche Wissens- und 
Innovationssysteme sowie das Datennetz für die Nachhaltigkeit landwirtschaftlicher 
Betriebe eine wichtige Rolle dabei spielen, Innovationsprojekte zu fördern und für ihre 
breitere Nutzung zu sorgen; fordert die Kommission auf, hinreichende finanzielle 
Unterstützung für die weitere Einführung intelligenter und innovativer Lösungen in der 
Landwirtschaft bereitzustellen, da diese Lösungen potenziell umweltschonend sind und 
in der Landwirtschaft eine bessere Effizienz erforderlich ist; ist der Ansicht, dass 
Präzisionslandwirtschaft und der Rückgriff auf Digitalisierung stärker analysiert und 
gefördert werden sollten; hebt hervor, dass ein wirklicher Investitionsschock ein 
wesentlicher Faktor sein wird, der zum ökologischen Wandel des europäischen 
landwirtschaftlichen Produktionsmodells beiträgt;

24. betont, dass Partnerschaften zwischen Hochschulen, Forschungseinrichtungen und 
landwirtschaftlichen Organisationen finanziert werden müssen, um Innovationen und 
der Entwicklung neuer Technologien und Verfahren Vorschub zu leisten, durch die die 
Produktivität, Nachhaltigkeit und Resilienz des Agrar- und Lebensmittelsektors 
verbessert werden;

25. weist darauf hin, dass sichergestellt werden muss, dass die Forschungsergebnisse an die 
landwirtschaftlichen Betriebe weitergegeben werden; betont, dass Hindernisse wie die 
mangelnde Standardisierung der Datenformate beseitigt werden müssen, damit 
landwirtschaftliche Daten effizient genutzt werden können und ihr Potenzial 
uneingeschränkt ausgeschöpft werden kann;

26. begrüßt die Beschleunigung des digitalen Wandels in der Landwirtschaft und in den 
ländlichen Gebieten, die entscheidend ist, um für Resilienz zu sorgen und die 
Entvölkerung dieser Gebiete anzugehen und um präzisere, effizientere und 
nachhaltigere landwirtschaftliche Systeme in der EU mit einer höheren Umweltleistung 
zu ermöglichen und die Attraktivität der Beschäftigung in der Landwirtschaft und in 
ländlichen Gemeinschaften für jüngere Generationen zu erhöhen; betont, dass der 
digitale Wandel in ländlichen Gebieten stärker unterstützt werden muss; erinnert daran, 
dass Landwirte Zugang zu digitalen Lösungen, technologischen Fortschritten und 
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Entwicklungen im Bereich der künstlichen Intelligenz haben sollten; ist der Ansicht, 
dass in diesem Zusammenhang eine ausreichende finanzielle Unterstützung von 
entscheidender Bedeutung ist, um für einen gerechten digitalen Wandel zu sorgen, der 
eine Verschärfung der Unterschiede zwischen den Regionen verhindert; stellt fest, dass 
Investitionen in die Modernisierung und Innovation auch künftig gefördert werden 
müssen, wenn die Landwirtschaft dazu beitragen soll, die Ziele des europäischen 
Grünen Deals, der Biodiversitätsstrategie und der Maßnahmen der Strategie „Vom Hof 
auf den Tisch“ zu erreichen;

27. unterstreicht die wichtige Rolle von Agrargenossenschaften und fordert die 
Mitgliedstaaten auf, dem Genossenschaftssektor mehr Unterstützung zuteilwerden zu 
lassen, um Anreizsysteme für die Gründung neuer Genossenschaften zu entwickeln und 
so zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit des Agrar- und Lebensmittelsektors und 
zur wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung ländlicher Gebiete beizutragen und 
gleichzeitig sicherzustellen, dass unnötiger Verwaltungsaufwand reduziert wird; betont, 
dass diese Zusammenarbeit die Genossenschaftsmitglieder dabei unterstützen kann, sich 
besser an den Klimawandel anzupassen, ihre Effizienz zu steigern und ihre Produktion 
zu diversifizieren; betont, dass diese Organisationen eine entscheidende Rolle bei der 
Verbesserung von wirtschaftlicher Effizienz und Produktivität, der Förderung von 
Innovationen und der Verbesserung der Lebensbedingungen in ländlichen Gebieten 
spielen; fordert zudem mit Nachdruck, dass Maßnahmen zum Schutz und zur Stärkung 
der Rechte und Interessen der Mitglieder von Agrargenossenschaften verabschiedet 
werden; ist der Ansicht, dass diese Unterstützung Bildungsprogramme und Schulungen 
über die moderne Verwaltung von Genossenschaften, Grundsätze ihres 
Finanzmanagements und Vermarktungsstrategien umfassen könnte, um so die 
Attraktivität dieser Form der Vereinigung von Landwirten auf lokaler Ebene zu 
vergrößern;

28. betont, dass von der örtlichen Bevölkerung betriebene Initiativen für die lokale 
Entwicklung von entscheidender Bedeutung dafür sind, das Leben und eine florierende 
lokale Wirtschaft im ländlichen Raum aufrechtzuerhalten bzw. wiederherzustellen, und 
betont, dass eine ausreichende Mittelausstattung für die Gemeinschaftsinitiative zur 
ländlichen Entwicklung (LEADER) beibehalten werden muss; fordert die 
Mitgliedstaaten auf, die Kapazitäten von LEADER uneingeschränkt auszuschöpfen;

29. weist darauf hin, dass im Januar 2023 mit der Umsetzung der Strategiepläne der 
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) begonnen wurde, mit denen die neue grüne Struktur 
der GAP eingeführt und ein wichtiger Schritt beim Übergang zu nachhaltigeren 
Lebensmittelsystemen in der EU unternommen wurde, indem unter anderem dafür 
gesorgt wurde, dass Landwirte erhebliche Ressourcen für die Verwirklichung der 
Umweltziele zuweisen müssen, unter anderem durch Öko-Regelungen; betont, dass die 
Umsetzung der nationalen GAP-Strategiepläne hinsichtlich der durch sie verursachten 
Verwaltungslast und Bürokratie und ihres Einflusses auf das landwirtschaftliche 
Produktionsvolumen in der EU, auf die Fluidität und Widerstandsfähigkeit der 
Lebensmittelversorgungsketten und die Ernährungssicherheit sorgfältig überwacht 
werden muss; betont, dass sich diese Überwachung nicht nur auf die Einhaltung von 
EU-Vorschriften konzentrieren sollte, sondern auch auf die konkreten Auswirkungen 
dieser Pläne auf die Landwirte, insbesondere auf kleine und mittlere Betriebe sowie auf 
Junglandwirte; fordert die Kommission auf, eine aktive Rolle in diesem Prozess zu 
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spielen und eng mit den Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten, um sicherzustellen, dass 
die GAP effizient und ordnungsgemäß umgesetzt wird und dass die Landwirte 
angemessen über die ihnen im Rahmen der GAP zur Verfügung stehenden Instrumente 
informiert werden; legt den Mitgliedstaaten nahe, die Qualität der Daten und 
Indikatoren, die der Union gemeldet werden, zu verbessern, um das Potenzial der neuen 
ergebnisorientierten GAP voll ausschöpfen und ihre Auswirkungen genau bewerten zu 
können;

30. fordert eine umfassendere Debatte über die Zukunft der Landwirtschaft in der EU, auch 
was die Frage betrifft, wie der Sektor reformiert werden kann, um künftigen 
Herausforderungen wie dem demografischen Wandel, dem Klimawandel oder der 
Digitalisierung zu begegnen;

31. besteht darauf, dass alle Einnahmen für den Unionshaushalt, die aus zweckgebundenen 
Einnahmen oder Rückzahlungen im Zusammenhang mit Unregelmäßigkeiten in der 
Landwirtschaft in früheren Jahren stammen, in Rubrik 3 verbleiben;

32. weist darauf hin, dass dem Sonderbericht des Rechnungshofs zufolge die 
Klimaschutzausgaben im Haushaltsplan 2014-2019 nicht so hoch waren wie gemeldet 
und in der Berichterstattung der Kommission für den Zeitraum 2021-2027, in dem das 
neue Ausgabenziel der EU für den Klimaschutz auf 30 % angehoben wird, noch 
Verlässlichkeitsprobleme bestehen könnten; fordert die Kommission auf, über den 
Beitrag der Klimaschutzausgaben zu den Klima- und Energiezielen der EU Bericht zu 
erstatten, wobei sie sich insbesondere auf die Messung der Auswirkungen des Haushalts 
auf die Eindämmung des Klimawandels konzentrieren sollte, und die Methodik der 
Rechenschaftspflicht für die durchgängige Berücksichtigung des Klimaschutzes zu 
überprüfen, um eine bessere Entscheidungsfindung zu ermöglichen und so einen 
vollständigen Übergang zu einem nachhaltigen Agrarsektor sicherzustellen;

33. ist der Überzeugung, dass die Union wesentlich dazu beitragen kann, insbesondere bei 
Kindern gesunde Ernährungsgewohnheiten zu fördern, und vertritt daher die Ansicht, 
dass die für Schulprogramme der Union vorgesehenen Obergrenzen unbedingt 
umfassend ausgeschöpft werden müssen; hält die Mitgliedstaaten daher dazu an, ihre 
nationalen Programme zu stärken und dafür zu sorgen, dass der Höchstbetrag an 
verfügbaren Mitteln ausgeschöpft wird, indem Programme mit einem geringeren 
Verwaltungsaufwand aufgelegt werden;

34. weist auf den Sonderbericht des Rechnungshofs über Interessenkonflikte bei den 
Kohäsions- und Agrarausgaben der EU hin und fordert die Kommission auf, 
Maßnahmen zur Verbesserung der Prävention, Aufdeckung und Meldung von 
Interessenkonflikten zu ergreifen und die Transparenz zu fördern;

35. fordert die Kommission auf, eine angemessene Mittelausstattung aufrechtzuerhalten, 
um die hohen Standards in Bezug auf Gesundheit und Pflanzenschutz in der EU zu 
wahren, und spricht sich dagegen aus, die Kofinanzierungssätze für 
Gesundheitsprogramme und für die Eindämmung neu auftretender Seuchen, die die 
Tier- und Pflanzengesundheit und somit auch die menschliche Gesundheit in der EU 
gefährden könnten, zu senken;
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36. weist auf das erhebliche Potenzial der ergebnisorientierten klimaeffizienten 
Landwirtschaft für die Bewältigung des Klimawandels durch CO2-Bindung und die 
Erhaltung der biologischen Vielfalt und der Ökosysteme hin;

37. betont, dass die Kreislaufwirtschaft und die landwirtschaftlichen Sektoren, die nach den 
Grundsätzen der Kreislaufwirtschaft arbeiten, für die Verwirklichung der Ziele des 
europäischen Grünen Deals großen Wert haben können; fordert Pilotprojekte zur 
Verbesserung des Wissens und des Verständnisses der möglichen Vorteile der 
Grundsätze der Kreislaufwirtschaft für das europäische Lebensmittelsystem;

38. bekräftigt, dass das Schulobst-, Schulgemüse- und Schulmilchprogramm der Union 
wichtig ist, wenn es gilt, Kindern bei einer gesunden Ernährung zu helfen, wobei die 
Ernährungsweise im Mittelpunkt steht; fordert die Mitgliedstaaten auf, die ihnen für 
dieses Programm zugewiesenen Finanzmittel vollumfänglich zu nutzen und einer 
nachhaltigen, lokalen und hochwertigen Erzeugung Vorrang einzuräumen;

39. hält Solidaritätskorridore für geboten, damit ukrainisches Getreide die Länder erreichen 
kann, in denen es am dringendsten benötigt wird, damit die Wirtschaft der Ukraine 
gestützt wird und eine weltweite Ernährungskrise verhindert wird; weist jedoch auf die 
Auswirkungen des starken Anstiegs des Transportvolumens hin und fordert die 
Kommission auf, Finanzmittel für die Stärkung und Verbesserung der entsprechenden 
Infrastruktur bereitzustellen.
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